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A. Bericht des Abgeordneten Dr. Arnold 


I. 

Der Antrag der Abgeordneten Dr. Martin, Neu- j 
mann (Allensbach), Blumenfeld, Holkenbrink, Frau ] 
Dr. Maxsein und Genossen betr. Untersuchung über : 
die Wettbewerbsgleichheit von Presse, Funk/Fern- ' 
sehen und Film — Drucksache IV/ 1400 — wurde 
in der 97. Sitzung des Deutschen Bundestages am 
15. November 1963 dem Wirtschaftsausschuß feder- 
führend und dem Ausschuß für Kulturpolitik und 
Publizistik mitberatend zugewiesen. Der Ausschuß 
für Kulturpolitik und Publizistik hat die Annahme 
des Antrages empfohlen, jedoch die Streichung der | 
Nr. 4 angeregt. Der Wirtschaftsausschuß hat in sei- 
ner 84. Sitzung am 12. März 1964 eingehend über 
die Vorlage beraten. 

II. 

1. Eine Untersuchung und ständige Beobachtung 
der meinungsbildenden Medien hinsichtlich ihrer 
Organisation, der Art der Ausübung ihrer Tätig- 
keit, ihrer wirtschaftlichen Struktur ist unter 
vielen Aspekten im Interesse der Gleichgewich- 
tigkeit dieser Medien zur Wahrung der demo- 
kratischen Grundsätze zu jeder Zeit zweckmäßig 
und sogar dringend geboten. Der Wirtschafts- j 
ausschuß hat sich jedoch in Kenntnis dieser Not- | 
Wendigkeit bewußt aus folgenden Gründen dar- i 


auf beschränkt, eine Untersuchung anzuregen, 
die allein auf die wirtschaftlichen Aspekte aus- 
gerichtet ist: 

a) Unter den Gesichtspunkten der Wettbewerbs- 
gleichheit erscheint eine solche Untersuchung 
dann dringend geboten, wenn durch die un- 
terschiedliche Rechtsstruktur, wie sie bei der 
Presse einerseits und dem Funk andererseits 
gegeben ist, Wettbewerbsungleichheiten be- 
stehen oder sich ergeben können. 

b) Eine Beschränkung auf die wirtschaftspoiiti- 
schen Aspekte ist aber auch mit Rücksicht auf 
die Verfassung dringend geboten, um jeden 
Verdacht einer Zuständigkeitsüberschneidung 
zwischen Bund und Ländern auszuschließen. 

c) Schließlich sieht der Wirtschaftsausschuß eine 
Untersuchung der wirtschaftlichen Basis auch 
als die Voraussetzung an, um das Gesamt- 
verhältnis Presse einerseits und Funk ande- 
rerseits zu überdenken; denn eine gesunde 
und unabhängige wirtschaftliche Basis der 
betroffenen Unternehmen in beiden Bereichen 
ist die unabdingbare Voraussetzung für eine 
freie Nachrichtenübermittlung und eine freie 
Meinungsbildung. In diesem Zusammenhang 
ist auch der Fortschritt der Technik und der 
konjunkturelle Verlauf zu berücksichtigen. 
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2. Unter diesen Gesichtspunkten hat der Wirt- ! 

Schaftsausschuß ausdrücklich die Meinung ver- ' 
treten, daß die Federführung für diese Unter- j 
suchung beim Bundesminister für Wirtschaft lie- i 
gen soll. Das Bundeswirtschaftsministerium hat ; 
auf Grund der Konzentrationsenquete und der ; 
z. Z. laufenden Untersuchung über die Wettbe- : 
werbsgleichheit zwischen den privatrechtlich or- 
ganisierten Banken und den öffentlich-rechtlich 
organisierten Sparkassen hinreichende Erfahrun- 
gen für die Programmierung und Durchführung 
solcher Untersuchungen. Dieses Ministerium wird 
deshalb der untersuchungführenden Stelle zweck- 
dienliche Hinweise geben können, damit die | 
Untersuchung in der kürzesten Frist mit dem ge- 1 
ringsten Aufwand durchgeführt werden kann. ■ 
Aber auch um jeden Zweifel auszuräumen, der ! 
Bund könne mit dieser Untersuchung den Rah- | 
men seiner Zuständigkeit überschreiten, hat der 
Ausschuß Wert darauf gelegt zu betonen, daß | 
das Bundeswirtschaftsministerium in dieser Sache | 
federführend sein sollte. | 

3. Nach Auffassung des Ausschusses soll nicht Ge- 
genstand der Untersuchung die Vermögensstruk- ' 
tur der einzelnen Unternehmen sein, noch soll 
festgestellt werden, ob die derzeitige Kosten- und 
Ertragslage den wirtschaftlichen Erfordernissen | 
entsprechen. Vielmehr legt der Ausschuß Wert 
darauf, daß geklärt werde, ob durch die Begren- 
zung der von den Ländern zugelassenen Rund- 
funk- und Fernsehanstalten die Vielfalt der 
Nachrichtenübermittlung eingeschränkt werde. 
Da Funk und Fernsehen unter völlig anderen 
Organisationsformen ihre Tätigkeit ausüben und 
eine andersartige Kostenstruktur haben und 
nicht wie die Presse einem scharfen Konkurrenz- 
kampf ausgesetzt sind, sind Wettbewerbsverzer- 
rungen zum Nachteil der Presse denkbar. Gegen- 
stand der Untersuchung soll es deshalb sein, fest- 
zustellen, ob diese Vermutungen zutreffen, und ' 
gleichzeitig soll die Untersuchung aufzeigen, I 
welche Maßnahmen möglich seien, um derartig 
negative Tendenzen abzufangen. So soll z. B. 
untersucht werden, wie dies in Nr. 3 des Antra- . 
ges angeregt wird, ob es ein geeignetes Mittel 
zur Beseitigung der Wettbewerbsverzerrungen , 
sein kann, wenn der Presse die Möglichkeit der ; 
Nachrichtenübermittlung über das Fernsehen er- | 
öffnet wird. Auch die Tatsache der Werbung : 
durch Funk und Fernsehen kann ein Wettbe- i 
werbsnachteil dann sein, wenn sie den öffent- ■ 
lich-rechtlichen Anstalten unbegrenzt gestattet ^ 
wird und dadurch zu befürchten ist, daß die Mar- | 
kenartikelwerbung, um die es sich im wesent- j 
liehen handelt, das Schwergewicht ihrer Auf- ! 
träge auf den Funk verlagert. Der Ausschuß sieht i 
die Entwicklung der Werbung im Funk als ein | 
mögliches Indiz für die • Benachteiligung der , 
Presse an, für die das Anzeigengeschäft die we- : 
sentlichste wirtschaftliche Grundlage für ihre pu- 
blizistische Tätigkeit ist. Ein stark rückläufiges ; 
Anzeigengeschäft stellt entweder eine ausrei- . 
chende Nachrichtenübermittlung bei der einzel- j 
nen Zeitung in Frage oder zwingt zu Zusammen- ; 
Schlüssen, die ebenfalls unter dem Gesichtspunkt ^ 


einer breit gestreuten und eigenverantwortlichen 
Nachrichtenübermittlung und freien Meinungs- 
bildung in einem demokratischen Staat uner- 
wünscht sind. Eine kritische Beobachtung dieser 
Entwicklung ist auch für die Beurteilung der 
Frage notwendig, ob sich aus der wirtschaft- 
lichen Betätigung öffentlich-rechtlicher Körper- 
schaften mit den für sie unterschiedlichen Vor- 
schriften auf dem Gebiet der Steuer und des Rech- 
nungswesens Wettbewerbsnachteile für ihre pri- 
vatrechtlichen Mitbewerber im Markt ergeben. 
Die Untersuchung soll auch feststellen, ob die in 
der Öffentlichkeit wiederholt laut gewordenen 
Klagen über die Wettbewerbsungleichheit zwi- 
schen Film und Fernsehen berechtigt sind. 

Der Ausschuß hat es für erforderlich gehalten, 
zur Beschleunigung und zur Konzentration der 
Untersuchungen den internationalen Vergleich 
auf die Länder England, USA und Japan zu be- 
grenzen. 

Schließlich hat der Ausschuß sich der Anre- 
gung des Ausschusses für Kulturpolitik und Pu- 
blizistik angeschlossen und die Nr. 4 des Antra- 
ges gestrichen. 

4. Der Ausschuß hat die Frage der Zusammenset- 
zung der Kommission erörtert. Er hat die Auf- 
fassung vertreten, daß sie nicht stärker als 5 bis 
7 Personen sein sollte. Die Regelung der tech- 
nischen Durchführung sollte dem Bundesmini- 
ster für Wirtschaft überlassen bleiben. Im An- 
trag wurde das Wort „sachverständig'" gestri- 
chen, nicht in der Meinung, daß Sachverstand 
nidit erforderlich sei. Der Ausschuß hat aber auf 
die Unabhängigkeit der Untersuchungsführer den 
größeren Wert gelegt, wobei vor allen Dingen 
der Bundesregierung empfohlen wird, Persön- 
lichkeiten zu beauftragen, die auf Grund ihrer 
bisherigen Tätigkeit in der Wirtschaft die Vor- 
aussetzungen mitbringen, die komplizierten und 
verflochtenen Organisationsformen und das 
Finanzgebahren des Funks zu übersehen und zu 
durchleuchten. Da die Kommission jederzeit die 
Möglichkeit hat, sich aller Sachverständigen, sei 
es Juristen oder Wirtschaftsprüfergesellschaften, 
zu bedienen, erschien es nicht notwendig, im 
Antrag insbesondere auf den Sachverstand zu 
verweisen, weil befürchtet wurde, daß, falls bei 
der Auswahl der Persönlichkeit das Schwerge- 
wicht auf dem Sachverstand liege, dies u. U. zu 
Lasten der Unabhängigkeit gehen könne. 

5. Der Ausschuß hat sich sodann sehr eingehend 
mit der Frage beschäftigt, ob es ausreiche, die 
Untersuchung auf freiwilliger Grundlage durch- 
zuführen, oder ob der Kommission ein besonde- 
res Recht gegeben werden müsse, Auskünfte zu 
verlangen. 

Der Ausschuß ist bei seinen Überlegungen da- 
von ausgegangen, daß die Untersuchungsergeb- 
nisse möglicherweise die Grundlage für spätere 
gesetzgeberische Maßnahmen sein werden. Aus 
diesem Grunde muß das Untersuchungsergebnis 
allen späteren Einwendungen standhalten kön- 
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nen, d. h. das Untersuchungsergebnis muß zuver- 
lässig und vollständig sein. Es wurde deshalb die 
Frage geprüft, ob Auskünfte, die auf freiwilliger 
Grundlage gegeben werden, diese Voraussetzun- 
gen erfüllen. In diesem Zusammenhang wurde 
an die Erfahrungen erinnert, die das Bundeswirt- 
schaftsministerium im Zusammenhang mit der 
Konzentrationsenquete gemacht hatte. Dort wa- 
ren vielfach die Unternehmen zu einer freiwilli- 
gen Auskunftserteilung mit dem Vorbehalt be- 
reit, daß die Auskünfte nicht ausgewertet wer- 
den sollten. Der Ausschuß hat mit Rücksicht dar- 
auf, daß die der Bundesregierung zur Verfügung 
stehende Rechtsgrundlage, und zwar die Aus- 
kunftspflicbtverordnung von 1923, keine geeig- 
nete Grundlage für die Einholung von Auskünf- 
ten der gewünschten Art ist, zunächst davon ab- 
gesehen, ein eigenes Auskunftsrecht, wie es im 
Gesetz über die Untersuchung der Konzentration 
in der Wirtschaft vorgesehen ist, zu schaffen. 
Dies hätte zu einer weiteren unerwünschten Ver- 
zögerung des Untersuchungsbeginns führen kön- 
nen. Der Ausschuß hat aber in seinem Antrag 
die Bundesregierung aufgefordert, dann eine ge- 
setzliche Grundlage zu schaffen, wenn sich her- 


ausstellen sollte, daß die Zuverlässigkeit der 
Untersuchung nur auf Grund einer gesetzlichen 
Regelung sichergestellt werden kann. Bei der 
Erörterung dieses Problems wurde auch die Frage 
behandelt, ob ein eigenes Auskunftsrecht für 
diese Untersuchung mit Rücksicht auf die zu 
untersuchenden Unternehmen und Institutionen 
erforderlich sei. Eine gesetzliche Regelung ver- 
pflichtet die auskunftsuchende Stelle zur Geheim- 
haltung und schließt eine mißbräuchliche Ver- 
wertung aus. Der Ausschuß vertraut darauf, daß 
die untersuchungführende Stelle sich auch ohne 
gesetzliche Regelung an diese Verpflichtung hal- 
ten werde. 

6. Schließlich hat der Ausschuß davon abgesehen, 
eine Frist für die Durchführung der Unter- 
suchung zu setzen. Er hat jedoch zum Ausdruck 
gebracht, daß der Wert der Untersuchung dann 
erhöht würde, wenn das Ergebnis kurzfristig vor- 
gelegt wird. Er hält es lediglich für erforderlich, 
daß die untersuchungführende Stelle ihren Be- 
richt an die Bundesregierung erstattet, die ihrer- 
seits den Bericht an den Bundestag mit ihrer 
Stellungnahme weiterleiten soll. 


Bonn, den 12. März 1964 


Dr. Arnold 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

alsbald durch unabhängige Persönlichkeiten einen i 
Bericht über die Wettbewerbs-Situation von Presse, i 
Rundfunk (Hörfunk und Fernsehen) und Film erstel- i 
len zu lassen. Die Untersuchungen sind so durchzu- 
führen, daß die Richtigkeit und Vollständigkeit der | 
einzuholenden Auskünfte sichergestellt ist. Die Un- ' 
terlagen müssen zuverlässig und eine mißbräuchliche 
Auswertung der erlangten Auskünfte ausgeschlos- 
sen sein. Falls die Zuverlässigkeit und Vollständig- 
keit der Untersuchung nur auf Grund einer gesetz- j 
liehen Regelung sichergestellt werden kann, sollte 
die Untersuchung auf Grund eines noch zu erlas- I 
senden Gesetzes durchgeführt werden. j 

Der Bericht soll davon ausgehen, daß in Artikel 5 GG | 
Presse, Rundfunk (Hörfunk und Fernsehen) und Film 
in gleicher Weise die Aufgabe haben, die Freiheit ! 
der Meinungsbildung sicherzustellen. 

Dieser Bericht soll der Bundesregierung erstattet 1 
werden, die ihn mit ihrer Stellungnahme dem Deut- | 
sehen Bundestag unverzüglich weiterleitet. 

1. Die Untersuchung soll sich richten 

a) auf die wirtschaftliche Entwicklung bei den | 
drei Medien, und zwar getrennt nach der 


Kosten- und Ertragslage aus Gebühren bzw. 
Vertrieb und Werbung, wobei die lokalen 
Tageszeitungen besonders zu berücksichtigen 
sind, 

b) auf die rechtliche Begründung der zweigleisi- 
gen Finanzierung bei den öffentlich-recht- 
lichen Anstalten, 

c) auf die Auswirkung der verschiedenartigen 
staatlichen Privilegien bzw. steuerlichen Be- 
lastungen hinsichtlich der freien Meinungsbil- 
dung heute und in Zukunft. 

2. Die Untersuchung soll einen Vergleich anstellen 
zwischen den Verhältnissen in der Bundesrepu- 
blik und vergleichbaren anderen Ländern, z. B. 
England, USA, Japan, und zwar 

a) hinsichtlich der wirtschaftlichen Entwicklung, 

b) hinsichtlich der Rechtsformen, 

c) hinsichtlich der staatlichen Privilegien und 

steuerlichen Belastungen. 

3. Die Untersuchung soll auch die Frage prüfen, ob 

es ein geeignetes Mittel zur Beseitigung der 

Wettbewerbsverzerrungen sein kann, wenn der 
Presse die Möglichkeit der Nachrichtenübermitt- 
lung über das Fernsehen eröffnet wird. 


Bonn, den 12. März 1964 


Der Wirtschaftsausschuß 

Dr. Aschoff Dr. Arnold 

Vorsitzender Berichterstatter 
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